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Alle Familien schützen! djb kritisiert Referentenentwurf zur besseren 

Verhinderung missbräuchlicher Vaterschaften 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) kritisiert in einer aktuellen Stellungnahme den vom 

Bundesjustizministerium (BMJ) und Bundesinnenministerium (BMI) vorgelegten Referenten-

entwurf zur besseren Verhinderung missbräuchlicher Vaterschaften. Der djb lehnt den Refe-

rentenentwurf aus verfassungsrechtlicher und familienrechtlicher Perspektive ab, denn er 

führt zu einer unverhältnismäßigen pauschalen Stigmatisierung ausländischer und binationa-

ler Familien sowie zur Ungleichbehandlung nichtehelicher Elternschaften. „Familien, in denen 

die Elternteile nicht verheiratet sind und nicht beide die deutsche Staatsbürgerschaft haben, 

dürfen nicht als Familien zweiter Klasse behandelt werden“, betont djb-Präsidentin Ursula 

Matthiessen-Kreuder. 

Eine Vaterschaftsanerkennung für Kinder, die in ein sogenanntes „Aufenthaltsrechtsgefälle“ 

hineingeboren werden, soll nach den Plänen der Ministerien künftig von der Zustimmung der 

Ausländerbehörde abhängen. Dies würde dazu führen, dass eine vorgeburtliche Vaterschafts-

anerkennung und damit die rechtliche Absicherung des Kindes qua Geburt faktisch unmöglich 

gemacht wird. Auch Kinder und Eltern, bei denen tatsächlich gar keine missbräuchliche Vater-

schaftsanerkennung vorliegt, würden erhebliche Nachteile erleiden. Durch die vorgesehene 

Neuregelung könnten Kinder zu rechtlichen Vollwaisen werden und in die Obhut des Jugend-

amtes kommen, wenn die Mutter bei der Geburt verstirbt – obwohl sie einen fürsorgebereiten 

Vater haben, der aber gegenüber dem Kind rechtlich als fremde Person gilt. „Dass im Anwen-

dungsbereich der geplanten Neuregelung pauschal jede Vaterschaftsanerkennung nur mit Zu-

stimmung der Ausländerbehörde wirksam sein soll, begegnet erheblichen verfassungsrechtli-

chen Bedenken“, so die Vorsitzende der Kommission Verfassungsrecht, Öffentliches Recht, 

Gleichstellung, Dr. Stefanie Killinger.  

„Der Referentenentwurf steht auch im Widerspruch zu der vom BMJ geplanten Abstam-

mungsrechtsreform, weil er dem Ziel eines inklusiveren Familienrechts zuwiderläuft“, gibt 

Prof. Dr. Anna Lena Göttsche, Vorsitzende der Kommission Familien-, Erb- und Zivilrecht zu 

bedenken. 

Der djb weist schließlich darauf hin, dass eine belastbare Datengrundlage zu Fällen miss-

bräuchlicher Vaterschaftsanerkennung weiterhin fehlt, die den nun vorgesehenen Eingriff in 

das familienrechtliche Gefüge rechtfertigen könnte.  
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